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In dieser Studie wird der Vorschlag der Kommission für eine Verordnung über die grenzüberschreitende 
Anerkennung der Elternschaft in der EU untersucht, mit dem die Anerkennung der Elternschaft in der EU 
vereinfacht werden soll, indem die internationalprivatrechtlichen Vorschriften der Mitgliedstaaten im Hinblick 
auf die Begründung und Anerkennung der Elternschaft in grenzüberschreitenden Fällen harmonisiert werden. 

Das Problem der fehlenden Anerkennung der Elternschaft in der EU ist eine Folge der unterschiedlichen 
Vorschriften der Mitgliedstaaten über das materielle Familienrecht im Hinblick auf die Elternschaft in 
Kombination mit dem Umstand, dass in jedem Mitgliedstaat unterschiedliche internationalprivatrechtliche 
Vorschriften über die Begründung und Anerkennung der Elternschaft in grenzüberschreitenden Fällen 
gelten. Zudem haben die Mitgliedstaaten unterschiedliche internationalprivatrechtliche Vorschriften im 
Hinblick auf die Anerkennung einer bereits im Ausland begründeten Elternschaft, sodass einige 
Mitgliedstaaten eine solche Elternschaft automatisch anerkennen, während andere dies nicht tun. 

Derzeit wird durch das Unionsrecht keine Gesamtlösung für das Problem der fehlenden Anerkennung 
der Elternschaft geboten. In ihrer Rede zur Lage der Union vom September 2020 stellte die Präsidentin der 
Kommission fest: „Wenn Sie in einem Land Vater oder Mutter sind, sind Sie in jedem Land Vater oder Mutter“. 
Zudem erklärte sie, dass sie sich für die gegenseitige Anerkennung familiärer Beziehungen in der EU einsetzen 
werde. Kurz danach, im Februar 2021, wurde mit der Arbeit an der vorgeschlagenen Verordnung begonnen, 
der am 7. Dezember 2022 angenommen wurde.  

 

                                                             
1  Volltext der Studie in englischer Sprache:  
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/746632/IPOL_STU(2023)746632_EN.pdf 

ABRISS 

In dieser Studie, die von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des 
Europäischen Parlaments auf Ersuchen des Petitionsausschusses in Auftrag gegeben wurde, wird der 
Vorschlag der Kommission für eine Verordnung über die Anerkennung der Elternschaft in der EU analysiert. 
Untersucht werden dabei das Problem der fehlenden Anerkennung der Elternschaft zwischen den 
Mitgliedstaaten sowie dessen Ursachen, der derzeitige Rechtsrahmen und die dadurch gebotenen 
(partiellen) Lösungen für dieses Problem, der Hintergrund des Vorschlags der Kommission und sein 
Wortlaut. Darüber hinaus werden in dieser Studie die vorgeschlagene Verordnung kritisch bewertet und 
politische Empfehlungen für ihre Verbesserung gegeben.  

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/746632/IPOL_STU(2023)746632_EN.pdf
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In der vorgeschlagenen Verordnung ist Folgendes vorgesehen:  

a) die Annahme gemeinsamer Regelungen für die Festlegung der Gerichte der Mitgliedstaaten, die in 
Angelegenheiten in Verbindung mit der Begründung der Elternschaft in grenzüberschreitenden Fällen die 
Zuständigkeit haben;  

b) die Annahme gemeinsamer Regelungen für die Festlegung des für die Begründung der Elternschaft in 
grenzüberschreitenden Fällen anwendbaren Rechts;  

c) eine Verpflichtung zur gegenseitigen Anerkennung der in einem anderen Mitgliedstaat begründeten 
Elternschaft;  

d) die Einführung eines europäischen Elternschaftszertifikats, das in dem Mitgliedstaat, in dem die 
Elternschaft begründet wurde, ausgestellt und mit dem die Elternschaft in allen anderen Mitgliedstaaten 
nachgewiesen werden kann.  

Die vorgeschlagene Verordnung ist ein sehr positiver Schritt in Richtung einer umfassenden EU-Lösung für das 
Problem der fehlenden Anerkennung der Elternschaft in der EU in Fällen mit grenzüberschreitendem Aspekt. 
Es wird damit ein Beitrag geleistet werden, die Rechtssicherheit zu verbessern sowie Zeit und Kosten zu 
sparen, sowohl für die Familien, deren Fälle grenzüberschreitende Aspekte haben, als auch für die Justiz- 
und Verwaltungsbehörden der Mitgliedstaaten, die an den Verfahren für die Begründung und Anerkennung 
beteiligt sind. Durch die Einführung des europäischen Elternschaftszertifikats werden die Rechtssicherheit und 
Vorhersehbarkeit weiter verbessert. Im Kern wird mit der vorgeschlagenen Verordnung das Ziel verfolgt, das 
Recht des Kindes zu schützen, was unter anderem daran ersichtlich ist, dass es sich um ein inklusives, auf 
Kinder ausgerichtetes Instrument handelt, mit dem die Situationen und Rechte aller Kinder, für die die 
Elternschaft in einem Mitgliedstaat begründet wurde, berücksichtigt bzw. geschützt werden. Tritt sie in Kraft, 
werden damit zahlreiche Probleme und Schwierigkeiten, mit denen Familien mit grenzüberschreitendem 
Hintergrund konfrontiert sind, gelöst. 

Jedoch gibt es eine Reihe von Lücken beim Schutz, die auch beim Inkrafttreten der vorgeschlagenen 
Verordnung bestehen bleiben würden: das Instrument wird nicht für Dänemark gelten, und es ist nicht 
sicher, ob Irland von der Möglichkeit Gebrauch machen wird, sich anzuschließen; sie hat dahingehend 
einen begrenzten territorialen Anwendungsbereich, dass alle Fälle ausgenommen sind, in denen die 
Elternschaft in einem Drittland begründet wurde; sie umfasst keine Garantien zum Schutz des Rechts des 
Kindes, seine Herkunft zu erfahren; und es ist darin eine Ausnahme aus Gründen der öffentlichen 
Ordnung vorgesehen, die von den Mitgliedstaaten missbraucht werden könnte, um ihre sich aus dem 
Instrument ergebenden Verpflichtungen zu umgehen. Die größte Herausforderung besteht allerdings darin, 
dafür zu sorgen, dass der Vorschlag tatsächlich in Kraft tritt: Für den Vorschlag die einstimmige Genehmigung 
aller Mitgliedstaaten im Rat zu erhalten – wie nach der gewählten Rechtsgrundlage (Artikel 81 Absatz 3 AEUV) 
erforderlich –, ist zweifellos eine mühselige Aufgabe, die sich letzten Endes als unmöglich erweisen könnte.  

Dementsprechend werden in Verbindung mit dem Vorschlag als Reaktion auf die genannten Lücken und 
Herausforderungen in der Studie die folgenden Empfehlungen gegeben: 

1. Die Kommission sollte Leitlinien zur Anwendung und Durchsetzung der vorgeschlagenen 
Verordnung ausgeben. Diese Leitlinien sollten in einfacher Sprache verfasst werden, um das Instrument 
für Familien und die breite Öffentlichkeit ohne besondere Rechtskenntnisse zugänglicher zu gestalten. 

2. Richter, Beamte und Angehörige der Rechtsberufe in den Mitgliedstaaten sollten Fortbildungen 
erhalten, um in die Lage versetzt zu werden, die vorgeschlagene Verordnung einheitlich auszulegen und 
anzuwenden. 

3. Immer wenn Zweifel hinsichtlich der Auslegung einer Bestimmung der vorgeschlagenen Verordnung 
bestehen, sollten die Richter der Mitgliedstaaten den Mechanismus der Vorabentscheidung nutzen, 
um eine entsprechende verbindliche Auslegung des EuGH zu erhalten, die in allen Mitgliedstaaten 
einheitlich anzuwenden ist. 
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4. Die Unionsorgane sollten das Instrument nicht ändern, um im Wege der Leihmutterschaft 
geborene Kinder von seinem Anwendungsbereich auszunehmen. Hierfür gibt es zwei Gründe: 
Erstens wäre es angesichts des Umstands, dass mit der vorgeschlagenen Verordnung die Grundrechte 
und besten Interessen der Kinder geschützt und geachtet werden sollen, schwierig zu rechtfertigen, im 
Wege der Leihmutterschaft geborene Kinder von ihrem Schutz auszunehmen, weil dies einer 
Diskriminierung auf der Grundlage der Geburt im Widerspruch zu Artikel 21 der Charta 
gleichkäme. Zweitens sind alle EU-Mitgliedstaaten als Unterzeichnerstaaten der Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten durch die Rechtsprechung des EGMR bereits dazu 
verpflichtet, unter bestimmten Umständen die in einem anderen Land begründete Elternschaft für 
im Wege der Leihmutterschaft geborene Kinder anzuerkennen.  

5. Die Kommission und die Mitgliedstaaten müssen gemeinsam darauf hinwirken, Irland davon zu 
überzeugen, der Annahme und der Anwendung der Maßnahme zuzustimmen und sich zu ihrer 
Einhaltung zu verpflichten. 

6. Die vorgeschlagene Verordnung sollte um eine Bestimmung ergänzt werden, nach der in allen 
Verfahren betreffend die Begründung und Anerkennung der Elternschaft, die in den 
Anwendungsbereich dieses Instruments fallen, das Recht des Kindes, seine Herkunft zu erfahren, so 
weit wie möglich geschützt werden sollte. 

7. Die Kommission muss als Hüterin der Verträge dafür Sorge tragen, dass die in der vorgeschlagenen 
Verordnung festgeschriebene Ausnahme aus Gründen der öffentlichen Ordnung eng ausgelegt wird 
und dass die Mitgliedstaaten in Ausnahmefällen darauf zurückgreifen dürfen, und zwar nur dann, 
wenn eine echte Gefahr für die öffentliche Ordnung vorliegt, wenn es verhältnismäßig ist, wenn es keine 
Verletzung der Grundrechte darstellt und wenn es nicht in Widerspruch zu den besten Interessen des 
Kindes steht. Die genannten Anforderungen sollten von der Kommission auch in den Leitlinien 
aufgeführt werden, die sie gemäß Empfehlung 1 ausgeben sollte. 

8.  Die Kommission sollte in Erwägung ziehen, den territorialen Anwendungsbereich der 
vorgeschlagenen Verordnung auf Fälle auszuweiten, in denen die Elternschaft in einem Drittland 
begründet wurde. Hierfür gibt es zwei Gründe: Erstens wäre es angesichts des Umstands, dass mit der 
vorgeschlagenen Verordnung die Grundrechte und besten Interessen der Kinder geschützt und geachtet 
werden sollen, schwierig zu rechtfertigen, einige Kinder – nämlich Kinder, die in einem Drittland geboren 
wurden, in dem die Elternschaft für sie begründet wurde – von ihrem Schutz auszunehmen, weil ein 
Ausschluss dieser Art einer Diskriminierung auf der Grundlage der Geburt im Widerspruch zu 
Artikel 21 der Charta gleichkäme. Zweitens sind alle EU-Mitgliedstaaten als Unterzeichnerstaaten 
der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten durch Artikel 8 EMRK, wie 
durch den EGMR in seiner Rechtsprechung ausgelegt, bereits dazu verpflichtet, die Elternschaft 
von (im Wege der Leihmutterschaft geborenen und adoptierten) Kindern anzuerkennen, wie sie 
in einem anderen Land (einschließlich eines Drittlands) begründet wurde. 

9. Da in der von der Kommission gewählten Rechtsgrundlage Einstimmigkeit im Rat vorgeschrieben ist, 
müssen die Unionsorgane hart daran arbeiten, alle Mitgliedstaaten davon zu überzeugen, den 
Vorschlag im Rat (zumindest) in der vorliegenden Form anzunehmen. 

Zusätzlich zu den aufgeführten Empfehlungen werden die folgenden Empfehlungen gegeben, um die 
grenzüberschreitende Anerkennung der Elternschaft nach dem derzeitigen Rechtsrahmen zu verbessern: 

10. Hält Bulgarien das Urteil des EuGH in der Rechtssache V.M.A. weiterhin nicht ein, sollte die Kommission 
nach Artikel 258 AEUV Durchsetzungsmaßnahmen gegen diesen Mitgliedstaat ergreifen. Die 
Kommission sollte auch prüfen, ob die übrigen 26 Mitgliedstaaten dem in dieser Rechtssache 
ergangenen Urteil gemäß handeln, und Durchsetzungsmaßnahmen gegen diejenigen ergreifen, bei 
denen dies nicht der Fall ist. 
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11. Die Kommission sollte eine Mitteilung herausgeben, in der sie klarstellt, dass alle Mitgliedstaaten in 
Fällen, die in den Anwendungsbereich des Unionsrechts fallen, die rechtliche Kontinuität der 
Abstammung eines Kindes sicherstellen müssen, gleich ob diese in einem Mitgliedstaat oder einem 
Drittland begründet wurde. Dies gilt mindestens in allen Fällen, in denen dies gemäß der 
Rechtsprechung des EGMR nach der EMRK verpflichtend ist. 
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